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3 9 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens zur Gründung einer Europäischen

Konferenz für Molekularbiologie

Nach Mitteilungen der Schweizerischen Regie-
rung haben folgende weitere Staaten ihre Ratifika-
tions- bzw. Beitrittsurkunden zum Übereinkommen
zur Gründung einer Europäischen Konferenz für
Molekularbiologie (BGBl. Nr. 273/1970, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 386/1988) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung der
Staaten: Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Finnland 21. Juni 1977
Griechenland 11. Februar 1972
Irland 7. Oktober 1974
Island 20. Februar 1978
Israel 10. September 1970
Italien 20. Juni 1972
Spanien 10. November 1970
Ungarn 6. Mai 1992

Vranitzky

3 9 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Fortzahlung von

Stipendien an Studierende im Ausland

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Europäi-
schen Übereinkommen über die Fortzahlung von
Stipendien an Studierende im Ausland (BGBl.
Nr. 459/1986) hinterlegt bzw. das Übereinkommen
ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet:

Datum der Hinterlegung der :
Staaten: Ratifikations- bzw. Beitritisurkunde

bzw. Unterzeichnung:

Finnland 16. September 1991
Jugoslawien 18. März 1991
Liechtenstein 22. Mai 1991
Malta 7. Mai 1992
Schweden 27. Juni 1989
Schweiz 25. April 1991

Die Schweiz hat anläßlich der Unterzeichnung
erklärt, daß die Durchführung des Übereinkom-
mens vorbehaltlich der Zuständigkeit der Kantone
auf dem Gebiet der Erziehung, wie in der
Bundesverfassung festgelegt, sowie auch der Auto-
nomie der Universitäten erfolgt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
des Europarats zufolge haben die Niederlande
anläßlich der Hinterlegung der Annahmeurkunde
den Geltungsbereich auf die Niederländischen
Antillen ausgedehnt.

Vranitzky
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393. Änderung der Verfahrensordnung der Europäischen Kommission für Menschenrechte

(Übersetzung)

Verfahrensordnung der
Europäischen Kommission für

Menschenrechte *)

Von der Kommission am 7.
Januar 1992 angenommene Ände-
rungen, die sofort in Kraft getre-
ten sind

Artikel 24 Absatz 2, neuer
Wortlaut:

„(2) Die Zusammensetzung der
Kammern wird von der Kommis-
sion festgelegt."

Artikel 47 Absatz 2 lit. d: ge-
strichen.

Artikel 48 Absatz 2 lit. b, neuer
Wortlaut:

,,b) der Hohen Vertragspartei,
gegen die sich die Be-
schwerde richtet, von der
Beschwerde Kenntnis geben
und sie auffordern, ge-
genüber der Kommission
zur Beschwerde schriftlich
Stellung zu nehmen. Die
Stellungnahme wird dem
Beschwerdeführer mitge-
teilt; dieser kann darauf
schriftlich erwidern."

Artikel 49, neuer Wortlaut:

„(1) Jede Beschwerde wird
einer Kammer zur Prüfung zuge-
wiesen, es sei denn, daß sie nach
Artikel 47 Absatz 2 lit. c einem
Ausschuß zugewiesen wird oder
daß ihre Prüfung durch eine
Kammer nach Artikel 20 Absatz 2
der Konvention ausgeschlossen
ist.

(2) Eine Beschwerde wird in
der Regel der Kammer zugewie-
sen, der das für diejenige Hohe
Vertragspartei gewählte Mitglied
angehört, gegen die sich die
Beschwerde richtet.

(3) Stellt eine Partei den
begründeten Antrag, eine Be-
schwerde dem Plenum der Kom-
mission zuzuweisen, so wird die-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 400/
1991
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ser Antrag vom Plenum der
Kommission geprüft.

(4) Die Entscheidungen der
Kammern werden den Mitglie-
dern der Kommission zur Kennt-
nis gebracht."

Vranitzky

394.

(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr der Republik Öster-
reich und dem Minister für Verkehr der
Republik Italien nach Rn. 2010 des ADR über
die Beförderung von Peressigsäure mit höch-
stens 40% Peressigsäure in Kombinationsver-

packungen (Kunststoff)

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2550 und 2551 der Anlage A des ADR darf
Peressigsäure, stabilisiert, mit

— höchstens 40% Peressigsäure,
— höchstens 6% Wasserstoffperoxid,
— höchstens 5 bis 20% Wasser,
— höchstens 35 bis 75% Essigsäure,
— höchstens 1% Schwefelsäure

und einem Stabilisator

als Stoff der Klasse 5.2, Ziffer 35, im internationalen
Straßenverkehr unter folgenden Bedingungen be-
fördert werden:

1. Verpackung

1.1 Der Stoff ist in Mengen bis zu höchstens 25 kg
in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) des
Typs 6HG2 — Kunststoffgefäße mit einer
Schutzverpackung aus Pappe in Kistenform —
des vom 1. Mai 1985 an gültigen Anhangs A.5
zum ADR zu verpacken.

1.2 Die Kunststoffgefäße müssen mit einem plom-
bierfähigen Spezialverschluß aus geeignetem
Kunststoff versehen sein, der oben eine
Öffnung aufweist, die den Ausgleich zwischen
dem inneren und dem atmosphärischen Druck
gestattet und unter allen Umständen — auch bei
einer Ausdehnung der Flüssigkeit infolge
Erwärmung — das Austreten von Flüssigkeit
verhindert, ohne daß Verunreinigungen in das
Gefäß gelangen können.
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1.3 Die Kombinationsverpackungen müssen mit
einem Sonnenschutz versehen sein.

2. Baumusterprüfung

2.1 Die Eignung der Verpackung muß durch eine
Baumusterprüfung bei einer im Versandland
behördlich anerkannten Prüfanstalt/Prüfstelle
gemäß den Vorschriften des Anhangs A.5 zum
ADR nachgewiesen werden.

2.2 Es sind die Bedingungen für Stoffe der
Verpackungsgruppe I anzuwenden.

2.3 Die Fallprüfung ist mit 5 Prüfmustern je Bauart
durchzuführen.
Je ein Fallversuch ist wie folgt vorzuschreiben:
— 1. Fallversuch: flach auf den Boden;
— 2. Fallversuch: flach auf den Oberteil;
— 3. Fallversuch: flach auf eine Längsseite;
— 4. Fallversuch: flach auf eine Querseite;
— 5. Fallversuch: auf eine Ecke.

3. Zulassung und Kennzeichnung

3.1 Die Bauart der Verpackungen muß gemäß den
vorgenannten Vorschriften zugelassen sein.

3.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart
hergestellte Verpackung muß gemäß den
vorgenannten Vorschriften gekennzeichnet
sein.

3.3 Prüfung der thermischen Stabilität
Die Stoffe müssen eine thermische Stabilität bei
50° C (SADT von mindestens 55° C) durch
eine Prüfung nach Kapitel 11.9 der UN-Emp-
fehlungen (in der Ausgabe ST/SG/AG.10/
l/Rev.3) nachgewiesen haben.

4. Sonstige Vorschriften

4.1 Jedes Versandstück ist zusätzlich mit einem
Gefahrzettel nach Muster 8 des Anhangs A.9
des ADR zu kennzeichnen.

4.2 Die sonstigen für Stoffe der Rn. 2551, Ziffer 35,
geltenden Vorschriften des ADR sind entspre-
chend anzuwenden.

4.3 Die Beförderung der Versandstücke ist nur in
gedeckten oder bedeckten Fahrzeugen zugelas-
sen.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Republik Österreich und Italien bis auf Widerruf
durch eine der Vertragsparteien.
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Wien, am 19. Juni 1989

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Rom, am 11. Mai 1992

Die für das ADR zuständige Behörde von Italien:
Roscetti

Vranitzky

395.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG BETREFFEND DIE ABÄNDE-
RUNG DES ARTIKELS 27 lit. a DES
EUROPÄISCHEN ÜBEREINKOMMENS
ZUR FRIEDLICHEN BEILEGUNG VON
STREITIGKEITEN IM VERHÄLTNIS
ZWISCHEN ÖSTERREICH UND ITA-

LIEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Italienischen Republik haben
beschlossen, einen Vertrag über die Abänderung des
Artikels 27 lit. a des Europäischen Übereinkom-
mens zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten *)
im Verhältnis zwischen Österreich und Italien
abzuschließen, und haben zu diesem Zweck zu
ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Rudolf KIRCHSCHLÄGER,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten,

Der Präsident der Italienischen Republik:
Herrn Prof. Aldo MORO,
Minister für Auswärtige Angelegenheiten,

die, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht
und diese in guter und gehöriger Form befunden
haben, über folgende Bestimmungen übereinge-
kommen sind:

Artikel I

Die Bestimmungen des Kapitels I des Europäi-
schen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung
von Streitigkeiten, unterzeichnet in Straßburg am
29. April 1957, sind zwischen Österreich und Ita-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 42/1960
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lien auf Streitigkeiten betreffend die Auslegung und
Anwendung der zwischen den beiden Staaten in
Kraft stehenden bilateralen Verträge auch dann
anzuwenden, wenn die Streitigkeiten Tatsachen
oder Verhältnisse aus der Zeit vor dem Inkrafttre-
ten des obgenannten Übereinkommens zwischen
den beiden Staaten betreffen.

Artikel II

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Er wird
mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft treten.

Zu Urkund dessen haben die oben genannten
Bevollmächtigten den vorstehenden Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Rom am 17. Juli 1971 in zwei
Ausfertigungen in deutscher und italienischer Spra-
che, wobei beide Texte in gleicher Weise authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:
Kirchschläger m. p.

Für die Italienische Republik:
Moro m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 10. Juni 1992 ausgetauscht; der Vertrag ist gemäß seinem Art. II mit diesem Tag in Kraft
getreten.

Vranitzky


